Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 3083 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
8 — 97103 — 2255/56 II 


Bonn, den 15. Januar 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über das Abkommen 
vom 14. September 1955 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Öster- 
reich über den erleichterten Eisenbahndurch- 
gangsverkehr auf den Strecken Mittenwald 
(Grenze) — Griesen (Grenze) und Ehrwald 
(Grenze) — Vils (Grenze) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Der Wortlaut des oben genannten Abkommens ist beigefügt. 

Federführend sind die Bundesminister für Verkehr und des Aus- 
wärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 163. Sitzung am 5. Oktober 1956 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz- 
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner TJnlversltats-Budhdrudcerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Han« Heger, Bad Godesberg, 
Rbeinallee 20, Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

über das Abkommen vom 14. September 1955 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich über 
den erleichterten Eisenbahndurchgangsverkehr auf den Strecken 
Mittenwald (Grenze) — Griesen (Grenze) und Ehrwald (Grenze) — 

Vils (Grenze) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Den in Bonn am 14. September 1955 Un- 
terzeichneten Abkommen zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Republik 
Österreich über den erleichterten Eisenbahn- 
durchgangsverkehr auf den Strecken Mitten- 
wald (Grenze) — Griesen (Grenze) und Ehr- 
wald (Grenze) — Vils (Grenze) wird zuge- 
stimmt. Das Abkommen wird nachstehend 
veröffentlicht. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, so- 
fern das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach sei- 
ner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen ge- 
mäß seinem Artikel 20 Abs. 2 in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung 


L 

Auf Wunsch der österreichischen Regierung 
sind im Februar 1952 Verhandlungen über 
die Regelung des Durchgangsverkehrs und 
der damit zusammenhängenden Fragen in 
grenznahen Gebieten aufgenommen worden, 
die am 14. Dezember 1955 mit der Unter- 
zeichnung von 6 Abkommen abgeschlossen 
werden konnten. 4 dieser Verträge, nämlich 
die Abkommen über 

den erleichterten Eisenbahndurchgangsver- 
kehr auf den Strecken Mittenwald (Grenze) — 
Griesen (Grenze) und Ehrwald (Grenze) — 
Vils (Grenze), 

den erleichterten Straßendurchgangsverkehr 
zwischen Salzburg und Lofer über deutsches 
Gebiet und über Garmisch-Partenkirchen 
und Pfronten/Füssen über österreichisches Ge- 
biet, 

die Durchbeförderung von Exekutivorganen 
im erleichterten Straßen- und Eisenbahn- 
durchgangsverkehr, 

die Durchbeförderung von Häftlingen auf 
den Eisenbahnstrecken Mittenwald (Grenze) 
— Griesen (Grenze) und Ehrwald (Grenze) — 
Vils (Grenze) 

befassen sich ausschließlich mit Fragen des 
Durchgangsverkehrs. 

Ein weiteres Abkommen über 

Erleichterungen der Grenzabfertigung im 
Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr 
hat zum Ziel, das Verfahren der Abfertigung 
im allgemeinen grenzüberschreitenden Ver- 
kehr durch örtliche Zusammenlegung der 
Zoll- und Paßdienste beider Länder an den 
wichtigsten Übergängen reibungsloser zu ge- 
stalten und dadurch vor allem die Halte- 
zeiten an der Grenze zu verkürzen; Diese 
5 Abkommen werden ergänzt durch ein Ab- 
kommen 

zur Regelung der Amtshaftung aus Hand- 
lungen von Organen des einen in grenznahen 
Gebieten des anderen Staates, 

das sich auf die anderen vorerwähnten 5 Ab- 
kommen bezieht. Mit der am 28. Oktober 
1955 erfolgten Unterzeichnung eines weite- 
ren Abkommens 

über die Regelung des Grenzübergangs der 
Eisenbahnen 


sind nunmehr alle die beiden Staaten interes- 
sierenden Fragen des grenzüberschreitenden 
Verkehrs vertraglich festgelegt. 

Zu dem vorliegenden Abkommen über den 
erleichterten Eisenbahndurchgangsverkehr 
auf den Strecken Mittenwald (Grenze) — Grie- 
sen (Grenze) und Ehrwald (Grenze) — Vils 
(Grenze) ist im einzelnen folgendes zu be- 
merken: 

Der Abschluß dieses Abkommens war not- 
wendig, um seit langem bestehende tatsäch- 
liche Verhältnisse auf eine einwandfreie 
Rechtsgrundlage zu stellen. Dies gilt vor 
allem für die österreichische Durchgangs- 
strecke über deutsches Gebiet, auf der die 
einzige Eisenbahnverbindung zwischen dem 
Land Tirol und dem österreichischen Außer- 
ferngebiet (Reutte in Tirol) läuft. Auf Grund 
eines Staatsvertrages zwischen dem König- 
reich Bavern und der Österreich-Ungarischen 
Monarchie vom 22. November 1904 über 
die Eisenbahnverbindung Innsbruck — Mitten- 
wald — Garmisch-Partenkirchen — Reutte — 
Pfronten sind diese jeweils durch das Gebiet 
des anderen Staates führenden Linien gebaut 
und betrieben worden. Mit der Auflösung 
der Österreich-Ungarischen Monarchie wurde 
dieser Vertrag obsolet. Ein zwischen dem 
ehemaligen Deutschen Reich und der Re- 
publik Österreich am 30. Tuli 1931 geschlos- 
sener Vertrag ist mangels Ratifizierung rpVht 
rechtswirksam geworden. Im Zuge der Wie- 
derherstellung geordneter staatsrechtlicher 
Verhältnisse zwischen der Bundesreoublik 
und Österreich nach 1945 war es daher er- 
forderlich, auch den Eisenbahn dnrchgangs- 
verkehr in einer Weise vertraglich zu ver- 
einbaren. die die bisherigen Erfahrungen be- 
rücksichtigt und den Erfordernissen der mo- 
dernen Verkehrsentwicklung Rechnung trägt. 

Das Abkommen sichert den beiden Staaten 
die Eisenbahndurchgangsrechte durch das 
Gebiet des anderen Staates zu; darüber hin- 
aus befreit es den Durchgangsverkehr von 
den sonst beim Grenzübertritt üblichen Kon- 
trollen und gewährleistet einen schnellen und 
reibungslosen Verkehr. 

Die österreichische Durchgangsstrecke ist der 
37,8 km lange Streckenteil der Eisenbahn- 
linie Innsbruck — Reutte, der von Mitten- 
wald über Garmisch-Partenkirchen nach 
Griesen über deutsches Gebiet geht. Auf die- 
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ser Strecke verkehren täglich im Durchgang 
5 Personenzugpaare und 1 Güterzugpaar. 
Die in dem Abkommen vorgesehene Erleich- 
terung für die Durchbeförderung von Rei- 
senden und Gütern wurde praktisch bereits 
seit Wiederaufnahme des Verkehrs nach dem 
Ende des zweiten Weltkrieges gewährt. Das 
Abkommen bestätigt daher nur einen be- 
stehenden Zustand. 

Gleiches gilt für die deutsche Durchgangs- 
strecke durch österreichisches Gebiet, die 
einen 44,8 km langen Abschnitt der Eisen- 
bahnlinieGarmisch-Partenkirchen — Pfronten/ 
Steinach darstellt und auf österreichischer 
Seite von Ehrwald über Reutte nach Vils 
läuft. Auf dieser Strecke verkehren die Züge 
allerdings erst nach 1952 mit den Erleichte- 
rungen, die jetzt im Abkommen vertraglich 
festgelegt sind. Die Verbindung dient prak- 
tisch nur dem Personenverkehr. Täglich ver- 
kehren 4 Triebwagenpaare von Garmisch 
nach Kempten und zurück. Diese deutsche 
Durchgangsverbindung ist deswegen zu be- 
grüßen, weil sie eine schnelle und durchge- 
hende Eisenbahnverbindung zwischen zwei 
der besuchtesten baverischen Fremdenver- 
kehrsgebiete, dem Werdenfelser Land und 
dem Allgäu, ermöglicht. 

Die Erleichterungen, die das Abkommen vor- 
sieht, sind im wesentlichen folgende: 

Die Reisenden bedürfen ohne Rücksicht auf 
ihre Staatsangehörigkeit im Durchgang durch 
das Gebiet des anderen Staates keiner Durch- 
reisebewilligung und keines Reisepasses. Er- 
forderlich ist nur der Besitz eines amtlichen 
Ausweises mit Lichtbild für Personen über 
16 Jahre. Die im Durchgangsverkehr beför- 
derten Waren sind von Zöllen und sonstigen 
Abgaben sowie von Ein-, Aus- und Durch- 
fuhrverboten befreit. Eine Devisenabferti- 
gung findet nicht statt. Praktisch wickelt 
sich der Verkehr ohne jede Einzelkontrolle 
ab. 

Die Reisenden und die Güter werden in so- 
genannten Sperrzügen bzw. Sperrwagen, d. h. 
Wagen, die während der Fahrt im Durch- 


gangsstaat verschlossen gehalten werden, be- 
fördert. Während des Aufenthalts im Gebiet 
des anderen Staates ist das Ein- und Aus- 
steigen sowie das Ein- und Ausladen von 
Waren und die Abnahme von Zoll- und 
Bahnverschlüssen verboten. Auf der Durch- 
gangsstrecke gelten die Tarife und sonstigen 
Beförderungsbedingungen der durchfahren- 
den Verwaltung. Die Abgeltung der Leistun- 
gen und die sonstigen eisenbahnbetrieb- 
lichen Einzelheiten sind der Vereinbarung 
der beiderseitigen Eisenbahnverwaltungen 
überlassen. Eine solche Vereinbarung ist be- 
reits geschlossen. 

Die Rechte der Bediensteten des Staates der 
durchfahrenden Verwaltung (Bedienstete der 
Zoll-, Polizei- und Eisenbahnverwaltung) 
auf dem Gebiet des anderen Staates beschrän- 
ken sich auf die Überwachung der Durch- 
gangsreisenden und der durchbeförderten 
Güter. Die Rechte des Durchgangsstaates hin- 
sichtlich der allgemeinen polizeilichen und 
sonstigen Hoheitsbefugnisse bleiben unbe- 
rührt. Eingehende Bestimmungen sind zur 
Frage der Haftung im Durchgangsverkehr 
getroffen worden. Das Abkommen enthält 
ferner eine Konsultations- und Schiedsge- 
richtsklausel. 

Auf Wunsch der österreichischen Seite ist das 
Abkommen für die ersten 10 Jahre unkünd- 
bar. Anschließend kann es mit einer Frist 
von 2 Tahren gekündigt werden. Eine vor- 
übergehende Sperrung des Durchgangsver- 
kehrs aus Gründen der Sicherheit ist jedoch 
im Vertrag ausdrücklich zugelassen. 

Das Land Bayern ist gemäß Artikel 32 GG 
rechtzeitig gehört worden und hatte zu den 
Delegationsverhandlungen Vertreter ent- 
sandt. 


n. 

Das Abkommen bedarf der Zustimmung des 
Bundestages gemäß Artikel 59 Abs. 2 GG, 
da es sich auf Gegenstände der Bundesge- 
setzgebung bezieht. 
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Abkommen zwischen 

der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
über den erleichterten Eisenbahndurchgangsverkehr auf den Strecken 
Mittenwald (Grenze) — Griesen (Grenze) 
und Ehrwald (Grenze) — Vils (Grenze) 


Der Bundespräsident 
der Bundesrepublik Deutschland 
und 

der Präsident 
der Republik Österreich 

sind, in der Absicht, auf bestimmten Eisenbahnstrecken 
ihrer Staaten einen erleichterten Durchgangsverkehr zu 
gestatten, übereingekommen, ein Abkommen zu schließen. 

Zu diesem Zwecke haben zu ihren Bevollmächtigten 
ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Ministerialdirektor Dr. Hans Berger, 

Leiter der Rechtsabteilung des Auswärtigen Amts, 

und 

Herrn Ministerialdirigenten Dr. Wilhelm Tor-Nedden, 
Leiter der Abteilung Allgemeine Verkehrspolitik und 
Verkehrs Wirtschaft im Bundesverkehrsminislerium, 

der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Adrian Rotter, 

außerordentlicher und bevollmächtigter Botschafter, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten die nachstehenden Bestimmun- 
gen vereinbart haben: 


Artikel 1 

Ein erleichterter Eisenbahndurchgangsverkehr wird zu- 
gelassen 

a) zwisdien Bahnhöfen der österreichischen Eisenbah- 
nen über die deutsche Strecke Mittenwald (Grenze)- 
Griesen (Grenze) (deutsche Eigentumsstrecke und 
österreichische Durchgangsstrecke), 

b) zwischen Bahnhöfen der deutschen Eisenbahnen 
über die österreichische Strecke Ehrwald (Grenze)- 
Vils (Grenze) (österreichische Eigentumsstrecke und 
deutsche Durchgangsstrecke). 


Artikel 2 

(1) Die Bestimmungen dieses Abkommens gelten für 
Personen ohne Rücksicht auf ihre Staatsangehörigkeit, 
für Handgepäck, Reisegepäck, Expreßgut, Güter (ein- 
schließlich Leichen und lebender Tiere) und für Post- 
sachen. 

(2) Die Regierungen der vertragschließenden Teile 
werden nach näherer Vereinbarung die in diesem Abkom- 
men vorgesehenen Erleichterungen auch Exekutivorganen 
in dem für die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen 
Ausmaße gewähren. Sie können ihnen das Mitführen 
von Dienstwaffen und Munition gestatten. 


Artikel 3 

(1) Der erleichterte Eisenbahndurchgangsverkehr unter- 
liegt dem Recht des Durchgangsstaates, soweit dieses 
Abkommen keine abweichenden Bestimmungen enthält. 

(2) Die Reisenden bedürfen im Durchgangsverkehr kei- 
ner Durdireisebewilligung und keines Reisepasses. Rei- 
sende im Alter von mehr als 16 Jahren müssen im Be- 
sitz eines amtlichen Ausweises mit Lichtbild sein. Sie 
sind verpflichtet, ihn den mit der Überwachung beauf- 
tragten Grenzkontrollpersonal auf Verlangen vorzu- 
weisen. 

(3) Eine Devisenabfertigung findet nicht statt. 


(4) Die im Durchgangsverkehr beförderten Waren sind, 
soweit nicht in diesem Abkommen etwas anderes be- 
stimmt ist, von Zöllen und sonstigen Abgaben sowie von 
wirtschaftlichen Ein-, Aus- und Durchfuhrverboten be- 
freit. 

Artikel 4 

(1) Dem Durchgangsstaate bleibt das Recht Vorbehal- 
ten, den Durchgangsverkehr vorübergehend zu sperren, 
wenn es die Sicherheit im DurdigangsgebicL erfordert. 

(2) Beförderungsverbote des Durchgangsstaates zum 
Schutze von Menschen, Tieren oder Pflanzen gelten auch 
für den Durchgangsverkehr. 

(3) Die Durchfuhr von Einhufern, Rindern, Schafen, 
Ziegen und Schweinen ist unter der Voraussetzung zu- 
lässig, daß die Tiere mit den erforderlichen Dokumenten 
über die seuchenfreie Herkunft (Ursprungs- lind Gesund- 
heitszeugnissen, Tierpässen) versehen sind. Für andere 
Tiere sowie tierische Teile, Rohstoffe und Erzeugnisse 
sind Veterinärzortifikate nidit erforderlich. Eine tier- 
ärztliche Grenzuntersnchung findet im Durchgangsverkehr 
nidit statt. 

(4) Für lebende Pflanzen und Pflanzenteile ist bei der 
Beförderung im Durchgangsverkehr kein besonderes Ur- 
sprungs- oder Gesundheitszeugnis erforderlich. 

Artikel 5 

(1) Der Durchgangsverkehr der Bahnposten unterliegt 
keinen Beschränkungen und keinen Gebühren des Durch- 
gangsstaates. Die Gebührenfreiheit erstreckt sich nidit auf 
die vom Auslande nach dem Auslande durch den Durch- 
gangsstaat beförderten Postsendungen. 

(2) Die Briefkästen an Postwagen und Gepäckwagen 
sind während der Durchfahrt geschlossen zu halten. 

(3) Die in Post- oder Gepäckwagen mitgeführten Post- 
sachen dürfen nidit durchsucht werden. 


Artikel 6 

(1) Die Reisenden werden im Durdigangsverkehr in 
ganzen Zügen oder in Zugteilen, die im Durchgangsstaat 
unter Bahnverschluß zu halten sind, befördert (Sperr- 
ziige oder Sperrwagen). 

(2) Beim Durchgangsverkehr ist das Ein- und Aus- 
steigen von Reisenden, das Hereinnehmen, Hinausreichen 
und Ilinauswerfen von Gegenständen, das Ein- und Aus- 
laden von Waren und die Abnahme von Zoll- und Bahn- 
verschlüssen im Durdigangsstaate verboten. Wird eine 
Ausnahme von diesem Verbote notwendig oder das Ver- 
bot übertreten, hat das den Zug begleitende Grenzkon- 
trollpersonal, hilfsweise der Zugführer, soweit möglich 
unter Zuziehung von Beamten des Durchgangsstaates, 
eine Niederschrift aufzunehmen, von der je eine Aus- 
fertigung den zuständigen Behörden des Ausgangs- und 
des Durchgangsstaates unverzüglich zuzuleiten ist. 

(3) Während des Aufenthaltes auf den Bahnhöfen des 
Durchgangsstaates ist auf Verlangen der Zollbehörde des 
Ausgangsstaates der vor den Sperrzügen (Sperrwagen) 
befindliche Teil des Bahnsteiges für den Verkehr des 
Publikums und den Verkauf von Waren und Drucksachen 
zu sperren. 

(4) Ein Reisender, der wegen eines Unfalles oder aus 
sonstigen Gründen nicht im Sperrzug (Sperrwagen) wei- 
terbefördert werden kann, ist, sobald es die Umstände 
gestatten, dem Ausgangsstaate zuzuführen; dieser ist ver- 
pflichtet, den Reisenden zu übernehmen. 
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(5) Haben Sperrzüge (Sperrwagen) einen unvorher- 
gesehenen Aufenthalt von längerer Dauer, hat das den 
Zug begleitende Grenzkontrollpersonal, hilfsweise der 
Zugführer, dafür zu sorgen, daß das nächste Zollamt des 
Durchgangsstaates unverzüglich benachrichtigt wird. 

(6) Waren dürfen, abgesehen von den im folgenden 
zugelassenen Ausnahmen, nur in Güter-, Gepäck- oder 
Postwagen befördert werden. In Personenwagen darf sich 
nur Handgepäck befinden. Auf Lokomotiven und Tendern 
sowie im Führerstand und Motorenraum von Triebwagen 
dürfen außer den Betriebsmitteln nur Gegenstände mit- 
geführt werden, die vom Eisenbahnpersonal zum dienst- 
lichen oder eigenen Gebrauche auf der Fahrt benötigt 
werden. 

Artikel 7 

(1) Die Sperrzüge (Sperrwagen) können vom Grenz- 
kontrollpersonal jedes der beiden Staaten begleitet wer- 
den. Das Grenzkontrollpersonal des Durchgangsstaates 
darf den Begleitdienst im Ausgangsstaate beginnen und 
beenden. Das Grenzkontrollpersonal wird unentgeltlich 
befördert. 

(2) Die Zollorgane beider Staaten sind, soweit es zur 
Verhütung von Mißbräuchen erforderlich erscheint, be- 
fugt, nach den Bestimmungen ihres Staates das in den 
Personenwagen befindliche Handgepäck sowie die Rei- 
senden zu überprüfen. Sie können in solchen Fällen 
Waren, die erfahrungsgemäß geschmuggelt werden, 
unter zollamtliche Überwachung nehmen. 

(3) Das aufgegebene Reisegepäck und das Expreßgut, 
Güter in geschlossenen Güterwagen oder in Behältern 
sowie Postsendungen — auch in Postwagen — sind von 
den Zollorganen des Ausgangsstaates für die Durchfuhr 
unter Raumverschluß zu legen. Bei offenen Güterwagen 
erfolgt die Sicherung der Nämlichkeit der Waren nach 
dem Ermessen der Zollorgane. Die Zollorgane des Durch- 
gangsstaates werden die angelegten Zollverschlüsse an- 
erkennen. Es bleibt ihnen jedoch unbenommen, auch 
eigene Verschlüsse anzulegen. 

(4) Die Überwachung der zur Durchfahrt bestimmten, 
mit Waren beladenen Wagen regeln die beteiligten Ver- 
waltungen durch besondere Vereinbarung. 

(5) Werden im Durchgangsverkehr unter Verantwor- 
tung der Eisenbahnen beförderte Waren nicht oder nicht 
ordnungsgemäß wieder gestellt, haftet die durchfahrende 
Eisenbahnverwaltung der Zollverwaltung des Durch- 
gangsstaates für die auf diese Waren entfallenden Ab- 
gaben. Ihre Haftung entfällt, wenn sie den Untergang 
der Waren im Durchgangsverkehr nachweist. 

Artikel 8 

(1) Das im Durchgangsverkehr tätige Personal des 
Ausgangsstaates und das Personal des Durchgangsstaates 
sind im Durchgangsverkehr verpflichtet, einander bei der 
Ausübung ihrer Dienstobliegenheiten den erforderlichen 
Beistand zu gewähren und ihren hierauf gerichteten Er- 
suchen in gleicher Weise Folge zu leisten wie entspre- 
chenden Ersuchen des eigenen Personals. 

(2) Das Grenzkontrollpersonal beider Staaten wird sich 
bei der Überwachung des Durchgangsverkehrs gegen- 
seitig unterstützen und festgestellte Verstöße einander 
mitteilen. 

Artikel 9 

(1) Die Beförderung von Personen, Reisegepäck, Ex- 
preßgut und Gütern im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 über 
die Durchgangsstrecke wird nach den Tarifen und Be- 
förderungsbestimmungen der durchfahrenden Verwaltung 
ausgeführt. Sie ist keine internationale Beförderung im 
Sinne des Internationalen Übereinkommens über den 
Eisenbahnfrachtverkehr und des Internationalen Über- 
einkommens über den Eisenbahn-Personen- und Gepäck- 
verkehr. Die durchfahrende Verwaltung fertigt durch- 
gehend ab und behält die von ihr erzielten Verkehrs- 
einnahmen. 

(2) Die Abgeltung der Leistungen der Eigentumsver- 
waltung bleibt der Vereinbarung der Eisenbahnverwal- 
tungen Vorbehalten. 


(3) Die Beförderungen im Durchgangsverkehr unter- 
liegen nicht der Beförderungsteuer des Durchgangsstaa- 
tes; sie unterliegen der Beförderungsteuer des Ausgangs- 
staates. 

Artikel 10 

(1) Die Eigentumsverwaltungen werden die Durch- 
gangsstrecken in vorschriftsmäßigem Zustand erhalten. 

(2) Größere Bauvorhaben an den Strecken, die eine 
Unterbrechung oder Einschränkung des Durchgangsver- 
kehrs erwarten lassen, sind rechtzeitig der anderen Ver- 
waltung mitzuteilen. 

(3) Die Beseitigung von Betriebsstörungen und die 
Hilfeleistung bei Unfällen wird durch Vereinbarung der 
Eisenbahnverwaltungen geregelt. 

(4) Die Behörden des Durchgangsstaates sind im Falle 
einer Betriebsstörung berechtigt, nach ihrem Ermessen die 
geeigneten polizeilichen oder zollamtlichen Maßnahmen 
zu ergreifen. 

Artikel 11 

(1) Für den Durchgangsverkehr gelten im allgemeinen 
die Betriebsvorschriften des Durchgangsstaates. 

(2) Das Personal der durchfahrenden Verwaltung ist 
mit den in Betracht kommenden Betriebsvorschriften des 
Durchgangsstaates vertraut zu machen. 

(3) In betrieblicher Hinsicht ist das Personal der durch- 
fahrenden Verwaltung an die Weisungen des Personals 
der Eigentumsverwaltung gebunden. 

(4) Die näheren Bestimmungen werden der Verein- 
barung der Eisenbahnverwaltungen überlassen. 

Artikel 12 

Das Personal der durchfahrenden Verwaltung übt die 
eisenbahndienstliche Kontrolle der Reisenden in den 
Sperrzügen (Sperrwagen) aus. Es ist den Reisenden ge- 
genüber auch zur Ausübung der Bahnpolizei befugt. 

Artikel 13 

Die strafrechtlichen Bestimmungen des Durchgangs- 
staates zum Schutz von Amtshandlungen und zum Schutz 
von Beamten gelten auch für strafbare Handlungen, die 
im Durchgangsstaate gegenüber dem im Durchgangsver- 
kehr tätigen Personal des Ausgangsstaates begangen 
werden, wenn das Personal sich in Ausübung des Dien- 
stes befindet oder die Tat in Beziehung auf diesen Dienst 
begangen wird. 

Artikel 14 

(1) Das im Durchgangsverkehr tätige Personal des 
Ausgangsstaates darf Dienstkleidung tragen. Das Grenz- 
kontrollpersonal und das Personal der Bahnpolizei dür- 
fen Dienstwaffen mit sich führen. Von der Dienstwaffe 
darf nur im Falle der Notwehr Gebrauch gemacht werden. 

(2) Das im Durchgangsverkehr tätige Personal des Aus- 
gangsstaates bedarf außer eines mit Lichtbild versehenen 
Dienstausweises keines Legitimationspapieres. 

(3) In dienststrafrechtlicher Hinsicht untersteht dieses 
Personal ausschließlich der Verwaltung, der es angehört. 

(4) Die Dienststellen des Ausgangsstaates werden im 
Durchgangsverkehr tätige Bedienstete in diesem Dienst 
nicht mehr beschäftigen, wenn die Behörden des Durch- 
gangsstaates dies im dienstlichen Interesse verlangen. 

(5) Erleidet ein im Durchgangsverkehr tätiger Be- 
diensteter des Ausgangsstaates bei oder gelegentlich der 
Ausübung seines Dienstes im Durchgangsstaat einen Un- 
fall oder erkrankt er, werden die Verwaltungen dieses 
Staates für ärztliche Hilfe, Heilmittel und Krankenpflege 
in gleichem Maße wie für die eigenen Bediensteten sor- 
gen, wenn seine Überführung in den Ausgangsstaat aus 
Gesundheitsgründen nicht angebracht ist. Die dabei auf- 
gewendeten Kosten werden ihnen von der Verwaltung, 
der der erkrankte Bedienstete angehört, ersetzt; Ersatz- 
ansprüche und Rückgriffsrechte dieser Verwaltung gegen 
Dritte bleiben unberührt. 
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Artikel 15 

(1) Wird beim Durchgangsverkehr ein Reisender ge- 
tötet oder verletzt oder eine Sache, die ein Reisender 
an sich trägt oder mit sidi führt, beschädigt, so haftet die 
durchfahrende Verwaltung nach dem Recht des Durch- 
gangsstaates; sic steht dabei für die Eigentumsverwal- 
tung ein. Außer der durchfahrenden Verwaltung haftet 
audi die Eigcntuinsvcrwaltung als Gesamtschuldner. 

(2) Werden Reisegepäck, Expreßgut oder Güter im 
Sinne des Artikels 2 Absatz 1 iin Durchgangsverkehr be- 
fördert, so haftet für Schäden, die durch gänzlichen oder 
teilweisen Verlust, Beschädigung oder Lieferfristüber- 
schreitung entstehen, die durchfahrende Verwaltung nach 
dem Recht ihres Staates; sic steht dabei für die Eigen- 
tumsverwaltung ein. Eine Haftung der Eigentumsver- 
waltung ist ausgeschlossen. 

(3) Erleidet ein im Durchgangsverkehr tätiger Bedien- 
steter der durchfahrenden Verwaltung beim Durchgangs- 
verkehr einen Schaden an seiner Person oder an Sachen, 
die er an sich trägt oder mit sich führt, so haftet die 
Eigcntumsverwaltung nur, soweit sich ihre Haftung aus 
einer vorsätzlichen unerlaubten Handlung eines ihrer 
Bediensteten ergibt. Entsprechendes gilt für Bedienstete 
anderer Verwaltungen des Ausgangsstaates, die im Zu- 
sammenhang mit dem Durchgangsverkehr dienstlich im 
Durchgangsstaat tätig sind. 

(4) Bei Sdiäden an Fährbetriebs- und Lademittcln sind 
die dafür bestehenden Übereinkommen anzuwenden. 

(5) Im Eisenbahn-Postverkehr haften für Sachschäden, 
die im Durchgangsverkehr cintrcten, die beteiligten Ver- 
waltungen des Ausgangsstaates untereinander nach Maß- 
gabe der zwischen ihnen bestehenden Vereinbarungen. 

(6) Soweit nicht in den vorstehenden Absätzen oder 
in einem anderen Abkommen eine besondere Regelung 
getroffen ist, ist die Haftung für Schäden, die im Zu- 
sammenhang mit dem Betrieb der Eisenbahn im Durch- 
gangsverkehr entstehen, nach dem Recht des Durchgangs- 
staates zu beurteilen. Soweit danach nur die Eigentums- 
verwaltung oder nur die durchfahrende Verwaltung haf- 
tet, trifft die Haftung außer ihr auch die andere Ver- 
waltung als Gesamtschuldner. 

(7) Haften beide Verwaltungen, so kann der Geschä- 
digte die Klage nach Wahl gegen eine von ihnen er- 
heben. Das Wahlrecht erlischt mit der Erhebung der 
Klage. 

(8) Die Klage kann nur vor den Gerichten des Staates 
der in Anspruch genommenen Verwaltung erhoben wer- 
den. 

(9) Die Regelung des Rückgriffes und der Ersatzpflicht 
der Verwaltungen untereinander bleibt deren Verein- 
barung überlassen. 

(10) Für internationale Beförderungen im Sinne der in 
Artikel 9 Absatz 1 genannten Übereinkommen gelten die 
Bestimmungen der Absätze 1, 2 und 7 bis 9 nur insoweit, 
als nicht in diesen Übereinkommen eine andere Regelung 
getroffen ist. 

Artikel 16 

Ergeben sich bei der Durchführung einzelner Bestim- 
mungen des Abkommens erhebliche Schwierigkeiten oder 
ändern sich die bei Abschluß des Abkommens bestehen- 
den Verhältnisse wesentlich, werden die beiden ver- 
tragschließenden Teile auf Verlangen eines Teiles in 
Verhandlungen eintreten mit dem Ziele, eine angemes- 
sene Regelung zu treffen. 

Artikel 17 

(1) Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung 
oder Anwendung dieses Abkommens sollen durch die 
beiderseits zuständigen Verwaltungen beigelegt werden. 


Die Regelung auf diplomatischem Wege wird dadurch 
nicht ausgeschlossen. 

(2) Soweit eine Meinungsverschiedenheit auf diese 
Weise nicht erledigt werden kann, ist sie auf Verlangen 
eines vertragschließenden Teiles einem Schiedsgericht 
zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall in der 
Weise gebildet, daß jeder Teil einen Vertreter bestellt 
und diese sich auf den Angehörigen eines dritten Staates 
als Obmann einigen. Werden die Vertreter und der Ob- 
mann nicht innerhalb von drei Monaten bestellt, nach- 
dem der eine Teil seine Absicht, das Schiedsgericht an- 
zurufen, bekanntgegeben hat, kann in Ermangelung einer 
anderen Vereinbarung jeder Teil den Präsidenten des 
Internationalen Gerichtshofes in den Haag bitten, die 
erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Für den Fall, 
daß der Präsident die Staatsangehörigkeit eines der bei- 
den Teile besitzt oder aus anderem Grunde verhindert 
ist, soll ein Stellvertreter im Amt die erforderlichen Er- 
nennungen vornehmen. 

(4) Das Schiedsgericht fällt seine Entscheidung auf 
Grund dieses Abkommens sowie unter Anwendung des 
Völkergewohnheitsredits und der allgemein anerkannten 
Rcchtsgrundsätze. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehr- 
heit. Seine Entscheidungen sind bindend. Jeder Teil 
trägt die Kosten seines Schiedsrichters. Die übrigen 
Kosten werden von beiden Teilen je zur Hälfte getragen. 
Im übrigen regelt das Schiedsgericht sein Verfahren 
selbst. 

(6) Hinsichtlich der Ladung und Vernehmung von Zeu- 
gen und Sachverständigen werden die Behörden der bei- 
den Teile auf das vom Schiedsgericht an die betreffende? 
Regierung zu richtende Ersuchen in derselben Weise 
Rechtshilfe leisten wie auf das Ersuchen inländischer 
Zivilgerichte. 

Artikel 18 

Die am Durchgangsverkehr beteiligten beiderseitigen 
Verwaltungen werden die Maßnahmen zur Durchführung 
dieses Abkommens erforderlichenfalls miteinander ab- 
stimmen. 

Artikel 19 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, so- 
fern nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der österreichischen Bundesregierung inner- 
halb von drei Monaten nach Inkrafttreten des Abkom- 
mens eine gegenteilige Erklärung abgibt. 


Artikel 20 

(1) Dieses Abkommen soll sobald als möglich rati- 
fiziert werden. Die Ratifikationsurkunden sollen in Bonn 
ausgclauscht werden. 

(2) Das Abkommen tritt vierzehn Tage nach Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

Artikel 21 

(1) Das Abkommen wird auf unbestimmte Zeit ge- 
schlossen. Es ist für die Dauer von zehn Jahren nach 
seinem Inkrafttreten unkündbar, nachher mit einer Frist 
von zwei Jahren kündbar. 

(2) Im Falle der Kündigung werden die vertragschlie- 
ßenden Teile in Verhandlungen über die Möglichkeit 
einer anderweitigen befriedigenden Regelung des er- 
leichterten Durchgangsverkehrs eintreten. 


ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten dieses Abkommen 
unterzeichnet und mit ihrem Siegel versehen. 


GESCHEHEN in doppelter Ausfertigung zu Bonn am 14. September 1955. 


Für die 

Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet: 

Berger 

Ter-Nedden 


Für die 

Republik Österreich 
gezeichnet: 
Rotter 
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